
BUNDESGERICHTSHOF

TV. ZB m/OT BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

der Frau Marliese straße

Beklagte, Berufungsklägerin 
und Beschwerdeführerin,

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Rechtsanwälte

g e g e n

den Immobilienmakler Harald
Straße

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigter 
II. Instanz:

Rechtsanwalt
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Der IVa - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Rich­
ter Rottmüller, Dr, Schmidt-Kessel, Rassow und Dr. Zopfs

am 5. Oktober 1983

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde der Beklagten 
wird der Beschluß des k. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Saarbrücken vom 30. Mai 1983 
aufgehoben.

Der Beklagten wird gegen die Versäumung der 
Berufungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gewährt.

Die Sache wird zur erneuten Behandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Die Kosten der Wiedereinsetzung einschließlich 
des BeschwerdeVerfahrens hat die Beklagte zu 
tragen.

G r ü n d e  :

Die Beklagte hat gegen das am 9. März 1983 zugestellte 
Urteil des Landgerichts Saarbrücken mit Schriftsatz vom 
7. April 1983 Berufung eingelegt. Der Schriftsatz ging am
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12. April 1983 beim Berufungsgericht ein. Mit ihren am 
3. Mai 1983 eingegangenen Schriftsätzen hat die Beklagte 
Wiedereinsetzung in die versäumte Berufungsfrist bean­
tragt und die Berufung begründet.

Zur Begründung ihres Wiedereinsetzungsantrags hat 
sie ausgeführt: Ihr Prozeßbevollmächtigter II. Instanz 
habe die Berufungsschrift am 7. April 1983 diktiert und 
am Morgen des 8. April 1983 bei der Wachtmeisterei des 
Landgerichts in die dortige Postablage gelegt. Da die 
Berufungsfrist erst am Montag, dem 11. April 1983, ab­
gelaufen sei, habe er davon ausgehen dürfen, daß das 
Schriftstück rechtzeitig auf die Geschäftsstelle des 
Berufungsgerichts verbracht werde.

Das Berufungsgericht hat den Wiedereinsetzungsan­
trag zurückgewiesen und gleichzeitig die Berufung wegen 
Versäumung der Berufungsfrist als unzulässig verworfen. 
Hiergegen wendet sich die Beklagte mit ihrer sofortigen 
Beschwerde. Sie ist begründet.

Dem angefochtenen Beschluß ist insoweit zuzustimmen, 
als er die Einreichung der Berufungsschrift beim Gericht 
des ersten Rechtszuges auch dann nicht als Eingang beim 
Berufungsgericht ansieht, wenn der Schriftsatz an dieses 
adressiert ist. Der Fall einer gemeinsamen Posteinlauf­
stelle lag hier nicht vor. Richtig ist ferner, daß es 
einem Rechtsanwalt in der Regel zum Vorwurf gereicht, 
wenn er eine Fristsache nicht beim zuständigen Gericht, 
sondern bei einem anderen abgibt in der Hoffnung, dort 
werde noch innerhalb der Rechtsmittelfrist die Weiter-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

leitung des Schriftstücks veranlaßt, so daß die Berufungs­
schrift rechtzeitig beim Berufungsgericht eingehen werde 
(BGH, Beschluß vom 15.11.1978 - IV ZB 54/78 - NJW 1979,
876 - LM Nr. 7 zu ZPO § 233 (GA)).

Vorrangig sind die Gerichte und ihre Posteingangs­
stellen zur internen Verteilung eingehender Schriftsätze 
berufen. Grundsätzlich obliegen ihnen nicht die Aufgaben 
einer Postleitungs- und Vermittlungsstelle zu anderen Ge­
richten. Der übliche Geschäftsgang läßt allerdings die 
beim unzuständigen Gericht eingegangenen Schriftsätze zu­
meist den Weg zu deren richtigen Adressaten finden. Nach 
der Lebenserfahrung werden solche Schriftsätze Jedoch 
nicht immer sofort, sondern manchmal mit Verzögerungen 
an das zuständige Gericht weitergeleitet.

Solche Verzögerungen sind daher zumindest für einen 
Rechtsanwalt vorhersehbar. Die Inkaufnahme eines solchen 
Risikos ist bei Fristsachen fahrlässig. Dieser Vorwurf 
entfällt selbst dann nicht, wenn die Verzögerung auch 
auf pflichtwidrigem Verhalten von Bediensteten des unzu­
ständigen Gerichts beruht (BGH, Beschluß vom 26.1.1972
- IV ZB 76/71 - LM Nr. 34 zu ZPO § 232 (Ca); vom 15.11.1978
- IV ZB 54/78 - aaO.; 9.10.1980 - VII ZB 17/80 - VersR 1981, 
63J vom 11.3.1982 - VII ZB l/82 - VersR 1982, 596; vom 
5.5.1982 - VIII ZB 6/82 - VersR 1982, 771).

Der Sachverhalt ist Jedoch hinsichtlich des Verschul­
dens anders zu beurteilen, wenn bei dem Landgericht am 
Sitz des Oberlandesgerichts ein besonderes Fach einge­
richtet ist, in das die beim Landgericht eingegangenen,
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für das Oberlandesgericht bestimmten Schriftstücke ge­
legt werden (BGH, Beschluß vom 15.6.1953 - II ZB 14/53 - 
LM Nr. 13 zu ZPO § 232; Beschluß vom 10.6.1976 - VII ZB 
5/76 - VersR 1976, 1063). Mit einer solchen Einrichtung 
eröffnet die Justizverwaltung aus der Sicht des Rechts­
anwalts gleichsam einen Botendienst, den der Rechtsan­
walt ebenso nutzen darf wie die Dienste der Post. Ein 
persönliches Uberbringen der Rechtsmittelschrift ver­
langt das Gesetz nicht. Entschließt sich der Rechtsan­
walt zur Einreichung auf diesem Weg, kann ihm hieraus, 
wenn er die Rechtsmittelschrift am vorletzten Werktag 
der Berufungsfrist abgibt, kein Vorwurf gemacht werden, 
weil er damit rechnen darf, daß das Schriftstück recht­
zeitig bei dem Oberlandesgericht eingeht. Nach dem glaub­
haft gemachten Vortrag der Beklagten befindet sich in 
der Postablagestelle des Landgerichts ein gesondertes 
Fach mit der Aufschrift "Oberlandesgericht". In dieses 
wird von den Wachtmeistern die an das Oberlandesgericht 
adressierte Post gelegt. Der Prozeßbevollmächtigte der 
Beklagten benutzt - wie andere Rechtsanwälte auch - 
diesen Weg zur Einreichung von Schriftsätzen beim Ober­
landesgericht regelmäßig, allerdings nicht für die Ein­
gabe von Fristsachen am letzten Tag der Frist. Die 
Schriftsätze haben das im selben Gebäude wie das Landge­
richt gelegene Oberlandesgericht auch immer erreicht.
Unter diesen Umständen kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß der Prozeßbevollmächtigte der Beklagten es schuld­
haft versäumt hat, die Berufungsfrist einzuhalten. Der 
Beklagten war daher unter Aufhebung des angefochtenen 
Beschlusses Wiedereinsetzung in den vorigen Stand



gegen die Versäumung der Berufungsfrist zu be­
willigen.

Dr. Hoegen Rottmüller
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